Die Linkspartei.PDS Berlin

10. Landesparteitag 

3.Tagung

06. Mai 2006

Änderungsantrag
Nr. 1.1. 

zum Antrag 1 Entwurf des Wahlprogramms der Linkspartei.PDS Berlin zur Wahl zum Abgeordnetenhaus am 17. September 2006
Einreicher/innen: 
Ellen Brombacher, Dorothea Döring, Carsten Schulz
A 1.1.1.

Auf Seite 5 die Zeilen 5-10 streichen
Begründung: Dieser Passus - und gleichzeitig das gesamte Wahlprogramm - beschränkt sich im Zusammenhang mit dem gewesenen Sozialismus auf den Begriff Verbrechen. Dieser Begriff findet sich nicht einmal im Zusammenhang mit dem in diesem Beschlussentwurf als Nationalsozialismus bezeichneten verbrecherischen Naziregime.

A 1.1.2.

Seite 17/Zeile 22, hinter „...beinhaltet.“ einfügen:

Diese Regelung wird beibehalten.
Begründung: Ohne die Beibehaltung ist die Nachhaltigkeit der Regelung nicht gegeben.

A 1.1.3.
Seite 20/Zeile 11, hinter „... Einschulung eingeführt“ einfügen: 
Dabei werden die positiven Erfahrungen aus dem Bildungsprogramm für DDR-Kindergärten berücksichtigt.
Begründung: Hier bestünde die vielleicht bis dato lediglich übersehene Möglichkeit, auch einen positiven Aspekt aus der DDR-Zeit zu benennen, da wir  hinsichtlich der Umgestaltung der Schulen ja eher das skandinavische Vorbild berücksichtigen wollen.

A 1.1.4.
Seite 28/Zeilen 29-32 den Satz ersetzen durch: 
Wir erwarten ein verstärktes Engagement des Bundes bei der Erhaltung der Gedenkstätten des antifaschistischen Widerstandskampfes und für die Opfer des Faschismus. Des weiteren erwarten wir das Engagement des Bundes für Gedenkstätten der deutschen Teilung und für die Opfer politischer Unterdrückung in beiden Teilen der Stadt.
Begründung: Die Erwähnung des Gedenkens an die Millionen Faschismusopfer gemeinsam mit Opfern der Nachkriegszeit innerhalb eines Satzes ist gedankenlos. Des weiteren hat es im kalten Krieg nicht nur auf einer Seite Opfer politischer Verfolgung gegeben.

A 1.1.5.
Seite 34/Zeilen 23/24, Satzteil  „... und gegebenenfalls durch Auf- und Verkäufe zu optimieren.“ streichen
Begründung: Besonders diese Formulierung lässt die Tür für weitere Privatisierungen von kommunalem Wohneigentum nach den Wahlen vom 17.09.2006 offen.

